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zu beachten. Der aktuetle Beitrag von Dr.Andreos Gerhartl gibT.einen kompakten überbtíck über die kommunikativen Aspekte,
die man als Dienstgeber berr,icksichtigen sollte.
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SchwerpL¡nl-<t: RechtsfraEen des GSVG

{Editorial ...,...
lmmer wieder Arbeitszeit
Von Theodor Tomøndl

Beiträge
{ Leistungsrechtliche Besonderheiten im GSVG
Welche Unterschiede bestehen zwischen GSVG und ASVG?
Der Beitrag analysiert an Hand von ausgewählten Leistungen die unterschiedlichen Regelungen im GSVG
und ASVG. Sie sind teilweise auf unterschiedliche Voraussetzungen bei den Versichertengruppen zurück-
zuführen und damit notwendig, um bestimmten Risiken sachgerecht zu begegnen. Teilweise handelt es sich
jedoch um ,,strengere Regelungen" im Vergleich zum ASVG. Die GSVG-Regelungen entstammten teilweise
dem Sog des ASVG; soweit jedoch Eigenverantwortung und Wahlmöglichkeiten eine Rolle spielen, besitzt
das GSVG eine Vorbildrolle für das ASVG.
Von Ruth Taudes

å Freie Dienstnehmer: Abgrenzung GSVG - ASVG
Obschon bereits die Abgrenzung zwischen echten Dienstnehmern, freien Dienstnehmern und Werkver-
tragsnehmern aus sozialversicherungsrechtlicher Sicht alles andere als einfach ist, kommt der Rechtsan-
wender nicht umhin, innerhalb der freien Dienstnehmer eine weitere Differenzierung vorzunehmen: zwi-
schen dienstnehmerähnlichen und unternehmerähnlichen. Probleme bereitet dies besonders bei Tätigkei-
len, 

^t 
deren Ausübung es keiner stark ausgeprägten unternehmerischen Struktur bedarf. Dieser Beitrag

unterzieht die aus materiell-rechtlicher Sicht maßgeblichen Unterscheidungskriterien einer k¡itischen Be-
trachtung.
Von Elisabeth Brameshuber

ZAS- J u d I katu nu bers icht
+ ZAS-Judikatur 2017 /22 - 42

Rechtsprechung
å Diskriminierungsschulz irolz mehrfach unrichtiger Angaben zum
Behinderlenstatus
oGH 26. 11.2015,9 ObA 107/15y
Mit Anmerkung von Marianne Nahler

{ Ausgleichszulage: Anrechnung bedarfsmindernder Zuwendungen
unter Lebensgefähr1en .

OGH 22. 2.2016,1 0 ObS 147/15p; OcH 22. 2. 2016,1 0 ObS 9/1 6 w
Mit Anmerkung von Rudolf Müller

+ Schließt eine Vollzeitbescháftigung den Bezug einer Waisenpension aus?
oGH 22. 2.2016,1 0 obs 120/15r
Mit Anmerkung von Wofgang Panhölzl
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+ Gutgläubiger Verbrauch
oGH 27. 4.2016,8 obA 9/16f
NIit Anmerkung von Monika Drs

å Einvernehmliche Auflösung des Dienstverhältnisses zum Ende
derBildungskarenz ¡... i

oGH 25. 2. 2016,9 ObA 9/16 p
Mit Anmerlcung von Andrea Potz

Chreckliste
+ Checkliste: Wiedereingliederungsteilzeit
Von Stefan Köck und Benedikt Sprinzl

88
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45. Wissenschaftliche Arbeitstagung
der Hans-schmitz-Gesellschaft und

des Instituts für Arbeits- und Sozialrecht
der Universität Wien

Aktuelle Probleme der Gesundheitsversorgung
11. und 12. Mai 2077, Traunkirchen am Traunsee

Bei dieser Tagung sind folgende Vorträge vorgesehen:
. Erstversorgung mit Gesundheitsgfltern

{uni,tt.-Prof. Dr. Wolfgang Mazal, Uni:tersitdt Wien)

. Vertragspartnerrecht ffir Nichtårzte
(RAA Dr. Miriam Mitschka, MOSATI Rechtsanwalte)

r Versorgung mit Heilmitteln, Hilfsmitteln und Heilbehelfen
(Univ.-Prof. Dr. Rudolf Mosler, Universitat Solzburg)

. Das Zusammenspiel von Sozialleistungen und Arbeitslosenversicherung bei voritbergehender
Invaliditåit:
> Das legistische l(onzept (em. Univ.-Prof. Dr. Theodor Tomandl)
> Aus der Sicht der Pensionsversicherung (Dr. Klaus Kapuy, PVA)
> Aus der Sicht der Iftankenversicherung (Dr. Ikrin Ruml¿elsberger t Dr. Michaela Rumpelsberger, GI¿:K O0)
>¡ Aus der Sicht der Arbeitslosenversicherung (Dr. HerbertBuchinger, AMS Osterreich)

Anmeldung per E-Mail: michaelø.kaipl@uni.r ie. ac. øt (Betreff: Traunkirche n 2O77 ).
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-lEditorial ....
Der ,,ZAS-Tag" 201 6
Von Anton Spenling

Wie immer zwingt der zeitlich enge Vortragsrahmen zu einer Auswahl. Geworden sind es letztlich 19 Ent-
scheidungen, die dem Referenten unter dogmatischen und praktischen Aspekten für sich allein oder im
Zusammenhang mit anderen Entscheidungen besonders wichtig erschienen. Kurze Anmerkungen im Rah-
men der Darstellungstabelle sollen wieder das Erkennen der Auswirkungen und der Bedeutung der ausge-
wählten Entscheidungen erleichtern.
Von Franz Schrank

Ð Entsendung und anwendbares Recht
Sonderprobleme bei Konzernüberlassung ins Ausland
Auch bei kurzen Auslandseinsätzen von Arbeitnehmern sind bestimmte ausländische Rechtsvorschriften zu
beachten. Bei Konzernüberlassung ergeben sich weitere Beschränkungen aus dem (österr) AÜG. Soll der
Arbeitnehmer außerhalb von EU/EWR tätig werden, so ist vorher eine behördliche Genehmigung einzu-
holen.
Von Andreas Tinhofer

Standards

97

Beiträge
+ Die neue Wiedereingliederungsteilzeit. , . , 100
Mit der Umsetzung der im Regierungsprogramm enthaltenen Maßnahme ,,Wiedereingliederung nach lan-
gen Krankenständen" wird eine wichtige Rechtsgrundlage für die Reintegration ins Erwerbsleben und ein
wichtiger Ansatz der in Osterreich noch wenig ausgebauten Frühintervention geschaffen.
Mit dem Wiedereingliederungsteilzeitgesetz wird es künftig auch in Österreich möglich sein, nach längeren
Krankenständen schrittweise in den Beruf zurückzukehren. Das freiwillige Modell bietet die Möglichkeit,
die Normalarbeitszeit für einen bestimmten Zeitraum zwischen maximal der Hälfte und mindestens einem
Viertel zu reduzieren Das Gesetz stellt mit entsprechenden sozial- und arbeitsrechtlichen Bestimmungen
sicher, dass das Modell sowohl fiir Arbeitgeber als auch für Arbeitnehmer attraktiv ist.
Von Rolf GleiJ3ner und Martin Kircher

+ Rechtsprobleme bei Dienstreise und Versetzung 108
Der Beitrag problematisiert die Auswirkungen der Rs EuGH C-266114, Tyco, auf die österr Gesetzgebung
und Judikatur zur Rechtsfrage, ob Fahrzeiten von der Wohnung des Arbeitnehmers zum Kunden als Ar-
beitszeit iS der ArbeitszeitRl zu gelten haben. Weiters wird die Entscheidung des OGH zu Anderungskün-
digung und verschlechternder Versetzung in Betrieben mit Betriebsrat erläutert.
Von Ingrid Korenjak

Ð Ausgewähltes Judikatur-Update 201 6 114

127
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$ FACHZEITSCHRIFT D
ÖSTERREICHISCHE
SOZIALVERSICH ER

Liebe Leserinnen und Leser!

Die März-Ausgabe der Sozialen Sicherheit hat die aktuelle
heitsreform zu ihrem Schwerpunkt gesetzt. Dieses Heft widmet das
Augenmerk dem Gesundheits-Zielsteuerungsgesetz (G-ZG) und wie
sich die Rechtslage ab 2017 neu gestaltet. Zudem wird über das
neue Primärversorgungszentrum im oberösterreichischen Enns

berichtet, das am 9. Jänner 2017 seinen Betrieb aufgenommen hat.

lm aktuellen Teil wird der Fehlzeitenreporl20'16 vorgestellt, in dem
das Krankheitsgeschehen anhand der Krankheitsstatistik einfließt

und eine Übersicht zur Entwicklung und Ver-

teilung der krankheitsbedingten Fehlzeiten

unselbständig Beschäftigter geboten wird.
Auch setzt sich der Report mit den Zusam-
menhängen zwischen der Arbeitswelt und

der Alkoholsuchtprävention auseinander.
Ein weiterer Beitrag informiert über einen

Workshop zur Konsolidierung der Versor-
gungsforschung in der Sozialversicherung.
Dabei wurde der Begriff nicht nur in seiner

Bedeutung inhaltlich bestimmt, es wurde dieser neuen Forschungs-
richtung auch die wachsende Bedeutung zugemessen
Dr. Josef Souhrada setzt sich in seinem Fachbeitrag zur Gesund-
heitsreform mit der Verbindlichkeit der Planung, SV-Vefträgen und

den Krankenanstalten auseinander. Grundlagen der neuen Entwick-
lung sind u. a. der Wunsch nach Weiterentwicklung im Gesund-
heitswesen und dessen finanzielle Situation insgesamt. Auch die
Entwicklung des Vergaberechts wird dabei berücksichtigt. Denn ab
dem Jahr 2017 wurden dazu im G-ZG (im Vereinbarungsumset-
zungsgesetz, VUG) erstmals Regeln über die Verbindlichkeit des

,,Strukturplans Gesundheit" und deren regionalen Strukturpläne ge-

schaffen. Der Autor befasst sich ausführlich mit den neuen Regel-

werken, welche die Rahmenbedingungen des Gesundheitswesens
vereinfachen sollen.

Mag. Franz Kiesl und Mag. Andrea Floimayr (beide OÖGKK) be-
leuchten in ihrem Beitrag die Primärversorgung und die Entstehung
sowie Entwicklung entsprechender Modelle. Dabei wird das das
eben in Enns eröffnete Primärversorgungszentrum in umfassender
Weise vorgestellt.
Prof. Dr. Elias Felten (Univ. Salzburg)geht in seinem abschließenden
Beitrag der Frage nach, wie der Export von Sozialleistungen durch
die Judikatur des EUGH und die europarechtlichen Bestimmungen
in ihrem Verhältnis zu nationalem Recht zu interpretieren ist.

Dr. Wilhelm Donner

lmpressum
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98 Fehlzeitenreport 2016 - Krankheits- und

unfallbedingte Fehlzeiten Schwerpunkt
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101 Wussten Sie, dass ...

Neue Gesundheitsministerin
im Nationalrat vorgestellt

lnformation
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Versorgungsforschung"
Mag. Sonja Scheffel
Mag. Andreas Goltz

Fachbeiträge
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BSG, Urteilvom 14. 12.201"6 * B 13 R 34115 R

Die Versorgungszulage für Beamte, die fûr eine Tätigkeit bei einem privaten Unternehmen
beurlaubt sínd, zählt nicht zum beitragspflichtigen Entgelt im Sinne der Rentenversiche-
rung.

Rentenversicherung
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Bund, Länder und Gemeinden erfütten im-

mer öfter ihre Aufgaben unter Einschat-

tung privatrechtlicher gegründeter Gesell-

schaften, etwa in der Daseinsvorsorge, in

der Jugend- und Eingliederungshitfe sowie
in der lT-Entwicklung. Daraus entsteht
nicht selten das lnteresse, zumindest für
eine gewisse Zeit Beamte für diese Gesett-

schaften tätig werden zu lassen, die zuvor
mit vergteíchbaren Aufgaben befasst wa-
ren und genau wissen, wetche Anforderun-
gen die Behörden ste[[en. Ein schlichtes
Ausscheiden dieser Beamten aus dem Be-

amtenverhältnis l<ommt nicht in Betracht,
da diese sonst bei der Attersversorgung
Verluste haben. Vielmehr werden die
Beamten regelmäßig ohne Dienstbezüge
beurlaubt und der D¡enstherr bestimmt,
dass die Beurlaubung dienstlichen Zwe-

cken dient und die Zeiten der Beurlaubung
als ruhegehattsfähig anerkannt werden
sotten.

Zwecl< des Versorgun gszusch [ags
Die Anerl<ennung als ruhegehattsfähig ist
für den Dienstherrn ein >schlechtes Ge-

schäft<, weil er später Versorgungsbezüge
für Zeiten entrichten muss, in denen der
Beamte nicht für ihn tätig war. Daraus hat
sich die ldee entwickelt, dass der private
Arbeitgeber des Beamten dem Dienstherrn
einen bestimmten Vom-Hundert-Satz von
dessen fil<tiven Gehatt zahlt, sodass die
spätere Zahtung von Ruhegehalt einer al<-

tuelten >Leistung< des Beamten ent-
spricht, die zwar nicht reat erbracht, aber

in Geld bewertet wird. Ob diese so genann-

ten Versorgungszuschtäge des privaten

Arbeitgebers an den Dienstherrn des Be-

amten in der Rentenversicherung beitrags-
pflichtig sind, war umstritten. Das Bundes-

sozialgericht (BSc) hat diese Frage in

einem Urteilverneint und damit das lnstru-
ment der Versorgungszuschtäge für die
Beteiligten attraktiver gemacht.

Nachversicherun g eines
beurlaubten Beamten
Der für die Rentenversicherung zuständige
13. Senat des BSG hat zu einer eher untypi-
schen Konsteltation entschieden, nämtich
zur Nachversicherung, Der zum Verfahren
beigetadene Beamte der l<lagenden Freien

und Hansestadt Hamburg war von April
zoor bis Mërz zoo6 beurtaubt und sein Ar-

beitgeber hatte in dieser Zeit 3o % des Ge-

hatts, das ihm ats Beamten zugestanden
hätte, an die Stadt Hamburg gezahlt. Nach

dem Ende der Beurtaubung kehrte der Be-

amte a[[erdings nicht in den Dienst der
Stadt zurück, sondern schied ganz aus

dem Beamtenverhä[tnis aus. Deshatb
musste ihn die Stadt Hamburg bei der be-

ktagten Deutschen Rentenversicherung
(DRV) nachversichern. Die DRV forderte
nachträglich Beiträge auch auf die Versor-

gungszuschläge und setzte sich mit dieser

Forderung auch beim Landessoziatgericht
(LSG) Hamburg durch. Die Bundesrichter
entschieden anders und bestätigten die

Aufhebung des Nachforderungsbescheids
durch das Sozialgericht (5G) Hamburg.

Rentenversicherung kann nicht

nachfordern

Ausgangspunkt der Entscheidung

5 r8r Abs. zSalzz Sechstes Buch

gesetzbuch (SGB Vl). Dieser

dass auch die Einnahmen des

aus der Beschäftigung bei

rechttich organisierten ztl

dem Entgelt gehören, auf das n

Ausscheiden aus dem Beamte

nis nachträgtlch Rentenversicherun

beiträge zu entrichten sind. Das erklärt
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Setbst-
verwaltung

't

Sozialwahl zorT:
Wer steht zur Wahl?

Die Soziatwahl 2017 steht

an. Die Organe der sozialen

Setbstverwaltung bei den

Soziatversicheru n gsträgern

werden - wie atle sechs lahre

- neu gewählt. Bei sechs Kran-

kenkassen und zwei Renten-

versicherungsträgern können'
die Versicherten ihre Vertreter

direl<t wählen. Welche Listen

stehen dort zurWaht? Und wer

und was steckt eigenttich hin-

ter den zahlreichen Listen, die

den Namen der Kranl<enl<asse

(2, B. Barmer Versicherten-

gemeinschaft Gemeinschaft)

oder des Rentenversiche-

rungsträgers (2. B. BfA DRV-

Gemeinschaft) mit sich führen?

Diese so genannten sonstigen

Arbeitneh merverein igu ngen

müssen besondere gesetzli-

che Anforderungen erfütlen,

damit sie kandidieren di.irfen.

Werden diese eingehalten?

I

Hnns Nnr¡rlsrc
SozialwahlzorT:
Welche Listen stehen zur Wah[?

97 Hnns Nnruelsru
rSonstige Arbeitnehmervere¡n ¡gungen r<

bei der Sozialwahl
Kleine Vereine mit großem Wahlerfotg -
was steckt dahinter?

105 Hnrus Nnruesru
Die AGuM: Schwache Dachorganisation der
nunabhängigen Mitgliedergemeinschaften(

707 Hnrus Nnrrrlsxr
Mit dem Namen auf Stimmenfang
Der Namens-Trick der >sonstigen Arbeitnehmervereinigungen(

Position 88 Ar,¡rueur Bur¡rENelclr
Diskussion um Agenda zoro und Arbeitsmarktpolitil<:
Wir brauchen e¡ne neue Potitik für Arbeitnehmer/innen

Magazin GRV fiir Setbstständige: Freiwillige Beiträge tohnen sich
Personatia
Aus der Gesetzgebung
Termine
Psychotherapeuten müssen jetzt offene Sprechstunden anb¡eten

93

89
90
97

92
92

Schon lange wird darüber

diskutiert, welche Organisa-

tionen in der soziaten Selbst-

verwattung vertreten sein sollen.

Ein Vorschtag [autet: Auch die

Patientenorganisationen soltten

dort Sitz und Stimme haben.

Doch damit würden neue Prob-

[eme auf die Selbstverwaltung

zuko
ÃT3,S¡

Selbst- 709
verwaltung
tìs:;unelh*it

Íir.:¿i'lt 775

Soziales 724
i?eha bilitnii¡;r¡

F¡-onrnru BI-erux

G KV-Selbstverwaltu ng:
Sottten Patientenorgan¡sat¡onen Sitz und Stimme haben?

SrEpHnru Rrxr¡¡

Aufsicht ist gut, Compliance ist besser:
Was sich d urch das G KV-Setbstverwaltun gsstärkun gs-

gesetz bei den Spitzenorganisationen der
Kran kenversicherun g ändert

Hrrus Nnru¡lsrc
Bundesteithabegesetz in Kraft:
Was sich bereits für Schwerbehinderte änderte

>:
"if \

A¡. tl,l.l i'.

Arbeit 726 Ab Apritin Kraft:
Änderungen bei Leiharbeit und Werkverträgen

Am r.

verwaltun gsstärku n gsgesetz

in Kraft getreten. Es betrifft die

Selbstverwaltungsstrukturen der

vier Spitzenorganisationen der

gesetzlichen Krankenversiche-

rung. Der Gesetzgeber hat sie

dazu verpftichtet, ihre internen

Kontrollmechanismen zu erwei-

tern und gleichzeitig hat er das

Spektrum der Aufsichtsmaßnah-

men vergrößert. Was ändert sich

nun und wie ist das Gesetz zu

bewerten?

Sozlnlr SlcnEnnerr 3 1201
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t Gesetze und ihre Geschichte 112
Das Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherungsgesetz 1 994 (KHVG 1 994)
Der Beitrag bietet einen Überblick riber die Entwicklung der spezifischen Rechtsvorschriften für die Kraft-
fahrzeug-Haftpflichtversicherung (KH-Versicherung) in Osterreich. Das KHVG 1994 bildet nur den (vor-
läufigen) Abschluss einer steten Entwicklung, sodass auch der ältere Rechtsbestand zu beleuchten war.
Wenige Versicherungszweige erfuhren in den letzlen Jahrzehnten eine derart intensive Prägung durch
das europäische Gemeinschaftsrecht wie die KH-Versicherung. Unter diesem Gesichtspunkt erscheint stets

auch ein ,,Seitenblick" auf signifikante Entwicklungen auf europäischer Ebene angebracht.
Von Walter Kath

{ Logistikdrohnen: Wer haftet für Schäden durch autonom
fliegende Luftfahrzeuge? . 122
Vor einigen Jahren hörte es sich nach Science-Fiction an, doch nun könnte es bald Realität sein: Das Trans-
portwesen wird automatisiert; selbstfliegende Drohnen, die nur von Software gesteuert werden, könnten
schon bald unsere Pakete zustellen. Dass ein hohes Gefahrenpotenzial im Zusammenhang mit Drohnen
besteht, haben jüngste Fälle aufgezeigt. Die daraus entstehenden haftungsrechtlichen Fragen klärt der Auf-
satz anhand der jetzigen österr Rechtslage.
Von Bernhard Innerhofer, MaximíIian Jörg, Marco Lettenbichler und Johannes Reheis

å Neues aus Brüssel und Luxemburg 129
Mit einem Änderungsvorschlag für die Berufskraftfahrerrichtlinie hat eine große Aktualisierungswelle im
Verkehrssektor begonnen. Öffentliche Konsultationen, Evaluierungen, Ex-Post-Analysen und Folgenab-
schätzungen in zahlreichen Bereichen wurden 2016 abgeschlossen oder sind noch im Laufen; die Liste
des Arbeitsprogramms für 2017 ist lang. Für Ende Maí2017 wird ein ,,Road Package" erwartet; Pfeiler sind
die Stärkung des Verkehrsbinnenmarkts, soziale Aspekte des Güterverkehrs, Straßenbenützungsgebühren
sowie Digitalisierung und Interoperabilität. Die Wichtigkeit, sich dieser Themen anzunehmen, machte auch
der von der Europäischen Kommission veröffentlichte Eu-Verkehrsanzeiger 2016, ein Leistungsvergleich
unter den Mitgliedstaaten in 30 Kategorien, deutlich. Dabei zeichneten sich die Bestgereihten, zu denen
auch Österreich zählt, ua durch eine gute Bilanz bei der Umsetzung von EU-Recht aus.

Von Othmar Thann

Checkliste
Ð Neues im Luftfahrtrecht 2017 . . . . 131
Wie bereits in den vergangenen |ahren soll auch heuer wieder ein Überblick über die seit Erscheinen der
Ietzten Checkliste im vergangenen ]ahr im Bereich des österr und europäischen Luftfahrtrechts eingetrete-
nen Neuerungen gegeben werden; die nunmehr veröffentlichte Checkliste schließt idS wiederum nahtlos an
die im Vorjahr erschienene an.

Von Joachim I. Ianezic

Hechtsprechung
{ Bruchlandung Gleitschirmflieger - Risikoausschluss und Unfallversicherung
56: OGH 31.8.2016,7 Ob120/16x
Mit Anmerkung von Thomas Aigner

{ Schifahrerkollision mit Schidoo auf abgesperrter Piste.
57: OGH 19. 12. 2016, 2 Ob 223/1 5t
Mit Anmerkung von Karl-Heinz Danzl

135

138

1'!0 ^:',.,t fza17l,:,t



[rru Hnlr

J ud i katu nü bersicht Verwaltu ng
+ stvo 142
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Spuren geringer Suchtgiftmengen im Blut; bei Fahruntüchtigkeit liegt dennoch Strafbarkeit vor

+ KFG 143
59: VwGH 8.9.2016, Ro 2015/11/0016
Frage der Vertrauenswürdigkeit, auch außerhalb der Begutachtungstätigkeit liegendes Fehlverhalten kann
maßgeblich sein
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Beibringung besonderer Befunde ist von der Beh bescheidmäßig und nicht vom Amtsarzt aufzutragen

Kuratoriunr für Verkehnssicherheit
å Motorradunfallgeschehen im urbanen Bereich
Betrachtung von Motorradunfällen mit Pkw-Beteiligung aus unterschiedlichen Perspektiven
Der Anteil von Motorradverungltlckten am gesamten Verkehrsunfallgeschehen ist in den letzten |ahren
alarmierend hoch. Insb im städtischen Bereich verunglücken jährlich immer mehr Motorradfahrerlnnen.
Aus diesem Grund untersuchte das KFV, welchen Einfluss die Infrastruktur und das Verhalten von Motor-
radlenkerlnnen sowie anderen Verkehrsteilnehmerlnnen auf das Unfallgeschehen haben.
Von Døniela Knowles, Alexander Pommer, Martin Winkelbauer und Florian Schneider
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Litauen: Die Anforderungen an Beweise für eine mögliche geheime Zusammenarbeit zwischen Bietern wur-
den gesenkt, um dadurch einen transparenteren Yergabeprozess zu ermöglichen.
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+ Editorial
Von Walter Leiss

FinanzeusgIeIch
+ Der neue Finanzausgteicn - Ausgangslage und Erwarlungen
Der neue Finanzausgleich wurde am 7. 11.2016 nach langwierigen Verhandlungen politisch paktiert und
am 15. 12.2016 im Nationalrat beschlossen. Die Kundmachung des Finanzausgleichsgesetzes erfolgte am

30. 12. 2016. Der neue Finanzausgleich gilt für die |ahre 2017 bis 2}2l.ImBeitrag werden die Ausgangslage

und die Erwartungen aus der Sicht der Gemeinden erläutert.
Von Walter Leiss und Konrad Gschwandtner

å Der neue Finanzausgleich - Paktum und Ergebnisse ,

Der neue Finanzausgleich wurde am 7 . 1I. 2016 nach langwierigen Verhandlungen politisch paktiert und
am 15. 12.2016 im Nationalrat beschlossen. Die Kundmachung des Finanzausgleichsgesetzes erfolgte am

30. 12.2016. Der neue Finanzausgleich gilt für die |ahre 2017 bis 202L.Im Beitrag werden das Paktum und
die wesentlichen Ergebnisse aus der Sicht der Gemeinden erläutert.
Von Walter Leiss und Konrad Gschwandtner

+ Die Gemeindefinanzen im Fokus:
Gemeindefinanzbericht 2016 . . .

Im Jahr 2015 erreichte der Saldo der laufenden Gebarung mit 1,73 Mrd Euro den höchsten Wert seit 2000.

Auch der Rücklagenstand von 1,88 Mrd Euro war der höchste seit dem Millenniumswechsel. Ein kräftiges
Investitionsniveau von 2,15 Mrd Euro - ohne neue Schulden - sowie die enorm niedrigen Zinsausgaben

von 165 Mio Euro unterstrichen die positive Entwicklung.'Auf der anderen Seite gab es weiter eine kräftige
Dynamik bei den Sozialausgabe n (+7 ,4o/o), die 2015 mit 1,7 6 Mrd Euro um knapp 1 Mrd Euro höher lagen

als im Jahr 2000. Dies sind nur einige der Trends der Gemeindefinanzen aus dem |ahr 2015.

Von Kalin Nedyølkou

1

4

11

19

Steuen-Radar 27

Offent!Ëches Recht
å Eisenbahngesetz - Zuständigkeit bei Durchsetzung von Kostenansprüchen geklärt 29
Bislang war es unklar, wie Ansprüche gem S 48 EisbG durchgesetzt werden können, wenn es kein Einver-
nehmen zwischen Eisenbahnunternehmen und Trägern der Straßenbaulast über die Tragung der an Eisen-
bahnkreuzungen entstehenden Kosten gibt. Im Beitrag werden der Beschluss des VfGH über die Zustän-
digkeit wie auch darüber hinausgehende, offene Fragen lZm der Durchsetzbarkeit der Ansprüche behandelt.
Vo n B ernhar d Haub enb erger

;'l [zorz] ,,



[rNnnlr

Nachbarrecht
{ OGH: Ohne Rauch geht's (zeitweise) auch fl-eil 1) . . .

Nachbarrechtliche Aspekte des Tabakkonsums im Lichte der E 2 Ob 1/1 6 k
Der Beitrag ist dem Rechtsschutz gegen Tabakrauch im Privatbereich gewidmet. Neben den vorr der jüngs-
ten Rsp zam Zigarrenrauchen entwickelten Grundsätzen sollen insb auch die vom 2. Senat (noch) nicht
beharidelten Konstellationen (zB Zígaretten- statt Zigarrenrauch, Tabak¡auch aus Gåstgärten und wohn-
rechtliche Auswirkungen) beleuchtet werden.
Von lulius Ecker und Stefønie Fasching

Bericht
* Praxisrelevante Literatur zum Abgabenverfahrensrecht
Rezension: F i scherl eh ner, Abgabenverfahren, 2. Auflage
Von Bernhørd Renner
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DSG - Datenschutzgesetz 2. Aunage

Die handliche ,{usgabe zum Datenschutzrecht: DSG aktuell - auf dem topakruelleu Stand, informativ - mit
p¡äzis erläutemder l(ommentierung, inkl. Materialien, handlich - zum Mitnehmen und raschen Nachschlagen

Mit folgenden Neuerungen durch die:
. Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012

r Die neue Datensctutzbehörde - Zusammensetzung, Besteliung und Kompetenzen
. Dsc-Novelle 2013

r Herbeiftihrung der vom EUGH 2012 geforderten 
"völligen Unabhängigkeit" der Datenschutzbehörde durch

,{uflösung der Datenschutzkommission
¡ DSG-Novelle 2014

MANZ'sche Verlags- îtd, Urtueßltdtsbt chbatdhtig G nbu
TEL +43 1 531 61 100 !A.x +43 I 531 61 455 bestelleî(Ðfiaîz.st Kahlmarkt 16 .1014 Wlen www.mulz.at MANZ'Ü

Pollirer . Weiss . Knyrim

@

DSG
r rlít rrr( tr¡t.,(r¡c(il

I(ompakt mit allen Novellen

2. AuÍlage 2014. XV4 250 \eíte¡.
Br. EUR 32,-
ISBN 97 8-3-274-'t 3404-4
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Städte als
Flandelsorte

Städte waren immer OrIe, wo ge-
handelt, wo ge- und verkauft
wurde. Durch die Digitalisierung
findet dieses Zusammentreffen von
Käuferln und Verkauferln vermehrt
im virtuellen Raum statt. Dres be
deutet - neben den Einkaufszent-
ren auf der grunen Wiese - eine
weitere Herausforderung für die ln-
nenstädte. Wichtig rsl es, das Be-
wusslsern der Konsumentlnnen zu
schärfen, welche Wirkung ihr Kaul
verhalten auf den Hanclel und die
lnnenstâdte hat - insbesondere in
Keinstädten, Andererseits lautet
eine zentrale Hypothese, dass der
Onlinehandel lediglich als Trendver-
stärker wirkt und nur die besten
Lagen gewinnen werden. Hier ist
die Stadtentwicklung gefragt, Zent-
rumsstrategien zu erarbeiten und
diese konsequent zu verfolgen, ln
dÌesem Zusammenhang möchte
ich auf das ,,Wissensnetzwerk ln-
nenstadt" des Städtebundes ver-
weisen, das dezeit ca. 40 Stadte
in Fragen der lnnenstadtenlwick-
lung miteinander vernetzt und
durch Fachveranstaltungen unter-
stützt, Zudem wird es beim dies-
jährigen Städtetag in Zellam See
einen eigenen Arbeìtskreis zum
Thema,, I nnenstadtenfuicklung in
Zeiten von Amazon, Zalando und
Co" geben.

d,u W
Dr. Thomas Weninger
Generatsekretär Österreichischer Städtebund
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Herausforderung
Onlinehandel

Der niedergelassene Handel
bringt Let:en in den öffentlìchen
Raum und sorgt damit auch
für Lebensqualitat einer Stadt.
Das geht weit über die reine
Versorgung mit Gütern hinaus.
Handelsbetriebe sind nicht nur
wichtige Arbeitgeber, Handelsofte
sind auch Orte der Begegnung.
Natutich rnuss srbh auch der
Handel an globale Trends wie
digitale Servlces und neues
Ei n kaufsve rhalte n an passe n.

Der Onlinehandel floriert. Rund
um d¡e Uhr abrufbare Webshops
und bequeme Lieferung der Ware
bis vor die Haustüre überzeugen
viele Kundlnnen, Der damit einher-
gehende logistische Auf'uand, der
verursachte Lieferverkehr oder d¡e
schlechten ArbeitsbedÌ ngu ngen
der Zustellerlnnen sind vielen

Käuferlnnen nicht bewusst, Es
braucht daher verbessefte arbeits-
und sozialrechtliche Standards
und Normen, Wir müssen den
offe ntl i ch e n Rau m att ral<tive r
g e stalte n, I m Wi rts chaftsve rkeh r
beda¡f es adäquater Ladezonen,
Lee rfah rf e n mússen re d u zi e rt
werden. Restril<tionen und Förde-
rungen vonseiten der Stadte im
Bere i ch C rly - Log i st i k rnüssen
miteinander kombiniert werden.
U nd u mweltfreund I Ìche Transpofte
sollten bevorzugt werden.

Bürgermeister Dr, Michael Häupl

Pràs¡dent Österreich¡scher Städtebund
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Editorial
Strategien gegen Hass, Lügen und Manipulationen im Netz
Bundesmi¡ister der Justiz und für Verbraucherschutz Heiko Maas, Berlin

Außätze
Der Status Quo der Rechtsprechung zur os-Plattform - was gilt insbesondere
auf Online-Marktplätzen?
RA Guido Vierkötter, LL.M., Neunkirchen- Seelscheid

Nach dem Willen des europäischen Gesetzgebers sollen sich Verbraucher und Unternehmer
bei der Online-Durchführung von Rechtsgeschäften sicher fühlen. Zu diesem Zweck wurde
im Mai 2013 die Europäisché Verordnung über die Online-streitbeilegung,in Verbraucher-
angelegenheiten erlassen. Seit deren InkrafLtreten im Januar 2016 müssen Untemehmer In-
foñnatlonspflichten beachten. Anwendungsfragen der Verordnung jn der Praxis belegen

aber, dass iictr die betroffenen Händler nicht immer sicher fühlen können, insbesondere

wenn wettbewerbsrechtliche Probleme drohen. Der Beitrag beleuchtet den Stand der Recht-

sprechung unter Berücksichtigung des Zweckes der EU-Verordnung.

Onlinebestellungen per Knopfdruck - Offene R.echtsfragen zur Verwendung
eines Dash Buttons
Eric Rauschenbach, Jena

Der Beitrag zeigt avf , dass sich die Verwendung von sog. Dash Buttons in_ die bestehenden
gesetzlichen Regelungen einpassen lässt. Dazu werden vor allem verbraucherschutzrechtli-
õhe Normen imBinne des (europäischen) Gesetzgebers beleuchtet und nach deren Sir¡r und
Zweckauf die Vereinbarkeit mit dem Dash Button-Dienst untersucht.

226 Wettbewerbsverstoß durch Werkseinstellungen -,,Gesendet von meinem

[Markengerät](
Dr. Lorenz Franck, Bonn

Die Signaturzeilen am Ende von E-Mail-Nachrichten können auf vielfáltigeVeise verwen-
det weirden. Häufig werden dorl Kontakfdaten verzeichnet, Angaben nach $ 37 a Abs. 1

HGB, manchm al aichZitate oder Sinnsprüche, mit denen der Versender bestimmte AsPekfe

seiner Persönlichkeit hervorheben will. Im mobilen Zeitalter haben die Hersteller E-Mail-
fåhigerProdukte dig Signafurals kostenlose Reklamefläche entdeckf. DerZusatz,,Gesendet
von-meinem fMarkengerät]" setzt jedoch Hersteller, Händler und Verwender rechtlichen
Haftungsrisiken aus.

230 Klarnamenspfticht bei Facebook - Rechtliche Grenzen und Möglichkeiten
Steffen KJuge, Berlin
Facebook möchte, dass seine Nutzer ausschließlich unter Vetwendung ihres realen Namens

kommunizieren. Dies stellt für den einen einen ungewünschten Eingriff in das Persönlich-
keitsrecht dar, für den anderen ist es eine wichtige Voraussetzung für ein angemessenes Mit-
einander. Der Beitrag beleuchtet den rechtlichen Hintergrund der Klamamenspflicht und
stellt eine mögliche Lösung vor.

236 Aktuelle Lizenzgebühren in Patentlizenz-, Know-how- und
Computerprogrammlizenz-Verträgen: 2015 120t6

RA Dr. Michael Groß, München

Der Beitrag führt thematisch einschlägige Aufsätze des Autors forl und gibt einen Überblick
über die akh¡ellen Enfwicklungen im Bereich der Lizenzgebühren.

243 LänderreportÖsterreich
RA Hon.-Prof. Dr. Clemens Thiele, LL.M. Tax (GGU), Salzburg

Der Autor präsentiert aktuelle Rechtsentwicklungenaus Österreich, darunter u. a. Entschei-
dungen zu-Ansprüchen auf Gewinnauszahlung, zÌ Urhebenechtsverletzung durch direkte
Verlinkung aufweb-Radios mit vorgeschalteter Werbung, zurNamensnenn-ung eines Poli-
tikers in ei-ner TV-Soap bzw. in einèm Brettspiel sowie zu Datenschutzproblem€n bei der

Videoüberwachung.

I www.kommunikationundrecht.de - Jetzt auch mobil
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Einfach aufdem Smartphone oder Tablet-PC ein Scan-Progmmrn starten, Kamera aufden
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EuGH, 16.2.2017 - C-641115 - VG Rundfunk GmbH ./. Hettegger Hotel Edelweiss

247 Kommentar yon RAin Dr. Diana Ettig, LL.M. @resden/Strasbourg), Frankfurt a.M.
248 Keine ermäßigte Mehrwertsteuer für elektronisch übermittelte E-Books

EuGH, 7.3.2017 - C-390115 - RPO .l.Marczalek Sejmu Rzeczypospolitej Polskiej, Prokurator Generalny
252 Service-Rufirummer darf nicht teurer sein als gewöhnliches Telefongespräch

EuGH, 2.3.2017 - C-568115 -Zentrale zur Bekämpfung unlauteren Wettbewerbs ./. comtech

254 Yerletnrng der Presse- und Meinungsfreiheit durch Verpflichtung zur Gegendarstellung
BVerlG, 21.12.2016 - l BvR 1081/15

$ ZSS Zut Erfassung des objektiven Sinngehalts einer Äußerung in Satiresendung
BGH, 10. t.2017 - VI ZR 562/15

258 Geldentschädigungsanspruch wegen Persönlichkeitsrechtsverletzung ist nicht vererblich
BGIJ,29.It.20l6 -VI ZR 530n5

258 ARD-Buffet: Öffenttich-rechtlicher Rundfunk darf nur programmbegleitende Druckwerke anbieten
BGIi, 26. t.20t7 - I ZR 207 /t4
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BGH, 12. 1.2017 -r ZF.ttT/ts
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BGH, 6. t0. 2016 - r ZRt54/t5
272 World of Warcraft II: Gezielte Behinderung durch Vertrieb von Bot-Prograrrsnen

BGII, 12. 1.2017 - I ZR 253n4 :

276 Kommentar von RA Sebastian Telle und Johannes Rolfs, Oldenburg
278 Beschwerdewert bei Streit um Entgelt für Papierrechnung

BGH, 19. t.20t7 - IIi ZR 296/16
278 Individuelle Vereinbarung hat Vorrang vor eBay-AGB

BGH, 15.2. 2tJl7 - Vrrr ZR 59/16
282 Ercrgieverbrauchskennzeichnung im Internet

BGH, 15. 12.2016 -r ZR22U|5
282 Datensicherheit beim elekhonischen Anwaltspostfach

BGH, 20. 12.2016 - An'wZ (Brfg) 52116

282 Unerlaubte E-Mail-Werbung mangels Nachweises einer DOl-Anfrage
OLG Münchcn, 23. l. 2017 - 2l U 47 47 / 15

284 Keine unerlaubte Werbung bei Einwilligung in Nachfragehandlungen per E-Mail
OLG tr'rankfurt a.M., 24.11.2016 - 6U 33116

286 Unrichtige Standortwerbung in Online-Branchenverzeichnis
OLG Köln, 23. 12.2016 - 6U 119/16

287 Zueigenmachen eines Beitrags in sozialem Netzwerk durch Teilen und Empfehlen
OLG Dresden,7.2.2017 - 4U 1419116

fi Ztt f"in Anspruch bei E-Mail-Überwachung im Rahmen strategischer Fernmeldeüberwachung
BVerwG, 14. 12.2016 - 6 A9.14
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Der Hindsight Bias stellt eine in der psychologischen
Literatur umfassend erforschte Wahrnehmungsverzer-
rung dar, welche auch die gutachterliche oder gericht-
liche Entscheidungsfindung in Haftungssachverhalten
beeinflussen kann. Gerade in Fällen der Vorstandshaf-
tung für Compliance-Verstöße trifft der Hindsight Bias
dabei auf einen idealen ,,Nährboden". Der Effekt kann
bewirken, dass der in der Rückschau Urteilende Er-
kenntnisse über Compliance-Defizite, die erst im Nach-
hinein aufgrund vollstãndiger Sachverhaltskenntnis ge-

wonnen wurden, als bereits zum Entscheidungszeit-
punkt erkennbar unterstellt, und damit sowohl die Sorg-
faltsanforderungen als auch die Kausalität zwischen
Pflichtverletzung und Schaden deutlich strenger beur-
teilt, als dies aus einer unverzerrten ex ante-Perspektive
gerechtfertigt wäre. Im Rahmen des Beitrags werden
zunächst die Grundlagen sowie der aktuelle Stand der
psychologischen Forschung zum Hindsight Bias darge-
stellt, bevor dessen konkrete Auswirkungen im Rahmen
der Vorstandshaftung für Compliance-Verstöße sowie
mögliche Strategien zur Gegensteuerung (sog. ,,Debia-
sing") erläutert werden. 209
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Die Lehre vom,,actus contrarius" wird vorwiegend im
verwaltungsrechtlichen Kontext propagiert, falls eine
frühere Rechtshandlung, der actus primus, rückgängig
gemacht oder aufgehoben werden soll. Actus primus
und actus contrarius haben dabei dieselbe Rechtsnatur.
Bedeutung erlangt diese Rechtsfigur vor allem bei der
Frage nach der nicht eindeutigen Verwaltungsaktqualität
einer hoheitlichen Handlung. Doch auch im Aktienrecht
ergeben sich Konstellationen, in denen Rechtshandlun-
gen - z.B. Hauptversammlungsbeschlüsse - rückgängig
zu machen oder aufzuheben sind. In diesem Zusammen-
hang kann sich die Frage stellen, ob diese Handlungen
als actus contrarius einzustufen und welche Formalitä-
ten hierfür einzuhalten sind. 222
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gung nur, wenn der belastete Gegenstand dadurch für die
Masse frei wi¡d; Adressat der Verzichtserklärung bei Eigen-
verwaltung nur der Schuldner

i \.' .-.

Beiträge
Univ.-Prof. (em.) Dr. Volker Beuthien, Marburg
Was macht einen Verein wirtschaftlich?
- Zur typologischen Rechtsfindung ohne das typischste Merkmal -

Rechtsanwälte Dr. Marion Hanten und Dr. Mathias Hanten, M.B.L.-HSG (St. Gallen), Frankfurt a. M.

Die neue Bankenabgabe

Rechtsprechung
Bankrecht und Kapitalmarktrecht

Bundesgerichtshof 8.3.2017 lV ZR 435/l5x Keine Anwendbarkeit der Übergangsvorschrift in Art. 1

Abs. 1 und 2 EGVVG auf die Gerichtsstandsregelung des
$ 215 WG

649

645

655

675Zu den Belehrungspflichten eines Rechtsanwalts bei Ab-
schluss eines gerichtlichen Vergleichs ùber die Vergütung
geleisteter Dienste

Kein Mitverschulden des Mandanten, der es unterlassen
hat, Rechtsmittel einzulegen, wenn die ihm nachteilige Ent-
scheidung aufgrund mangelhafter Beratungrrom Rechtsan-

walt zu vãrantúorten ist und dieser ùber die Erfolgsaussich-
ten des Rechtsmittels unzureichend aufgeklärt hat; zur Er-

mitUung der Höhe des Zeitwertschadens auf der Grundlage
Allgemeiner Versicherungsbedingungen

BundesgerichtshoÍ 13.I0.201,6 lX ZR 214/15 678



Sonstiges
EUGH

Bundesgerichtshof AnwZ (Brfg)
26/14

Bundesgerichtshof 20.6.201"6 AnwZ(Brfg)
LO/75

Rs, C-568/15 Zur Auslegung des Begriffs ,, Grundtarif " 682

684Zur Frage, ob die Verauslagung von Reparatur-, Sachver-
ständigen- oder Abschleppkosten fiiLr den Mandanten im
Rahmen der Bearbeitung von VerkehrsunfallangelegenheÍ-
ten gegen anwaltliches Standesrecht verstößt

Keine Erfüllung der Fortbildungspflicht eines Fachanwalts 686
durch einen nur auf der eigenen Homepage veröffentlichten
Fachbeitrag

2.3,2017

20,6.2016
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Zum Anspruch des Verkäufers auf Auszahlung des auf ei- 613
nem Notaranderkonto hinterlegten Kaufpreises, wenn der
beurkundende Notar treuwidrige Abbuchungen von diesem
Konto veranlasst und später den Fehlbestand durch eine
ebenfalls treuwidrige Überweisung von einem anderen auf
seinen Namen lautenden Notaranderkonto ausgeglichen hat

Zur Befugnis der Bausparkasse, einen Bausparvertrag nach 616
Ablau-f von zehn Jahren nach Zuteilungsreife zu kündigen

Zu den Anforderungen an die Darlegung der Berechtigung 626
zur Kündigung eines Darlehensvertrags

Zur lnternationalen Zuständigkeit deutscher Gerichte frir 628
die Eröffnung des Insolvenzverfahrens gegen einen unselb-
ständig tätigen Schuldner, der in Deutschland arbeitet, aber
in Frankreich wohnt

Y ZB 787/75x

Keine Aufhebung der.Bruchteilsgemeinschaft allein durch
die Hinterlegung des Ubererlöses nach $ 117 Abs. 2 SaIz 3
ZVG (Rechtsprechungsänderung)

Zur Durchbrechung der Haftungsbeschränkung nach Ziffer 634
27.2 ADSp bei einem qualifizierten Verschulden des Fracht-
frihrers oder seiner Leute bei Multimodaltransporten mit
Seestrecke; hinreichende Anhaltspunkte für ein qualifizier-
tes Verschulden bei unterbliebenem körperlichen Abgleich
der unma¡kierten Sendung mit den Lieferpapieren, wenn es
infoige einer fehlerhaften Markierung zu einer Sendungs-
verwechslung und einem Verlust des Transportguts kommt

Zur Darleg,ungs- und Beweislast des Versenders von ,,Ver- 639
botsgut", das ohne Hinweis auf den die Obergrenze ùber-
schreitenden Wert der Sendung übergeben worden ist, dass
der unterlassene Hinweis fùr den Schadenseirtritt nicht mit-
ursächlich gewesen ist

I

Bundesgerichtshof 3.3.2016 lZR245/14
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Schuldners wie Anlagebetrug ein Grund fùr den Erlass ei-
nes dinglichen Arrests vorliegt
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Zur Frage, ob die Anordnung des dinglichen Arrests nach 573
$$ 11lb Abs. 2, 111d StPO oder die Gewährung von Akten-
einsicht die Strafverf olgungsverj ährung unterbricht

Zur angeblichen Fehlberatung einer Kommune im Zusam- 575
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sene Ratenzahlungsvereinbarung kein Grund für die vor-
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Zum Nachweis der Sicherheitsleistung nach $ 69 Abs. 4 5BB
ZVG, wenn in einer Zahlungsanzeige der Gerichtskasse im
Verwendungszweck eine von dem Kontoinhaber bzw. Ein-
zahler abweichende Person genannt wird

Keine Überprüfung der materiellen Richtigkeit der erteilten 590
Vollstreckungsklausel durch das Voilstreckungsgericht

IXZR 67/t6x

Kammergericht 20.5.2016 1 Ws 83/15 -
161 AR 40115

OLG Hamm 21.12.2015 t-31U 35/L4
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Insolvenzrecht und Zwangsvollstreckung
Bundesgerichtshof 9.2,20\7 | ZB 56/I6x

Bundesgerichtshof 1.2.7.2077 V ZB 96/16

I

Bundesgerichtshof 1.2.2017 VIIZB22/1,6
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Bundesgerichtshof 1,4.3.201,6

Andreas Fuchs (Hrsg.)

qRs

NotZ(Brfg) 5/15 Zu den inhaltlichen An-forderungen der Erfü1lung der allge- 591
meinen Wartezeit des $ 6 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 BNotO eines
anwaltlichen Bewerbers für das Notaramt

NotSt(Brfg) 6/15 Zur systematischenAufspaìtungvonbeurkundungsbedürf- 594
tigen Verträgen in Angebot und Annahme, wenn sich der
Notar ùber das Erfordernis eines sachlichen Grundes hin-
wegsetzt und das Fehlen des sachlichen Grundes bewusst
hinnimmt

WpHG, Wertpapierhandelsgesetz, Kommentar, 2. Auflage 596

Rezensent: Rechtsanwalt Christian Hackenberg, München
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+Editorial ....
Von Johannes Gasser, Georg E. Kodek, Daniel Varro und lohannes Zollner

Beiträge
+ Die Privatstiftung und die Erbringung des Vermögensopfers
Bei der Geltendmachung von Pflichtteilsansprüchen spielen die mittlerweile in Privatstiftungen angesam-

melten Vermögen eine bedeutende Rolle. In Osterreich ist ein großer Teil der Stiftungsvermögen im Falle

des Ablebens des Stifters in die Pflichtteilsberechnung miteinzubeziehen, weil das Vermögensopfer oftmals

nicht erbracht ist. Im Zuge der Nachfolgeplanung ist manchmal ein Stifter bereit, das ,,Vermögensopfer zu

erbringen". Dies ermöglicht ihm die größtmögliche Testierfreiheit, was vor allem dann relevant ist, wenn die

Erben nicht bereit sind, einen Pflichtteilsverzicht abzugeben.

Von Bernd Schneiderbauer und Christian Zwick

1

4

+ Überblick über die höchstgerichtliche Judikatur in Stiftungssachen im Jahr 2016 18
Das Privatstiftungsrecht ist durch eine Vielzahl privatautonomer Gestaltungsmöglichkeiten geprägt. Nicht
immer lassen sich in der Praxis auftretende Rechtsfragen mit einem Blick in das Gesetz eindeutig lösen.

Klarstellungen des OGH spielen bei der Entwicklung dieses Rechtsgebiets daher eine große Rolle. Das

Höchstgericht hatte sich im fahr 2016 neunmal mit stiftungsspezifischen Rechtsfragen auseinanderzusetzen.

Neben ,,Dauerbrennern" des Stiftungsrechts, wie den Voraussetzungen für die Abberufung des Stiftungs-

vorstands, nahm es unter anderem zur Frage nach der Geltung der Business fudgement Rule und zur IJm-

strukturierung von Stiftungen Stellung.
Von Franz Hartlieb

Ð Juristische Personen als Träger von St¡fterrechten bei altrechtlichen Stiftungen? 25
In Liechtenstein sind die linderungs- und Widerrufsrechte des Stifters seit der Stiftungsrechtsrevision 2009 in
Art 552 g 30 PGR geregelt. Diese Bestimmung ist gemäß den Übergangsbestimmungen nur auf neurechtliche

Stiftungen anwendbar, weshalb für altrechtliche Stiftungen grundsätzlich nach wie vor die alte Fassung, näm-

lich Art 559 Abs 4 PGR, zur Anwendung kommt. Das Gleiche gilt grundsätzlich für Art 552 S 4 PGR, der

Regelungen zum Stifter enthält und damit einen direkten Konnex zu ArT 552 S 30 PGR aufweist. Art 552 S 4

PGR wird jedoch vom OGH unter Zugrundelegung eines Redaktionsversehens des Gesetzgebers auch auf

altrechtliche Stiftungen angewendet. Vor diesem Hintergrund untersucht dieser Artikel, welche Auswirkun-
gen die Rechtsprechung des OGH auf den zeitlichen Anwendungsbereich von Art 552 S 30 PGR hat. Insbe-

sondere wird geprüft, ob auch ,\rT 552 g 30 Abs 2 PGR auf altrechtliche Stiftungen Anwendung findet.

Von Piø Summer und Domeník Vogt

åMieter-undVermieterwechselimUmsatzsteuerrecht ... ....
Die Vermietung gewerblich genutzter Immobilien ist unecht umsatzsteuerbefreit; es kann aber zur Steuer-

pflicht optiert werden. Während die Option ursprünglich auch bei Vermietung an nicht vorsteuerabzugs-

berechtigte Mieter (zB Banken, Versicherungen, Ärzte) ausgeübt werden konnte, ist dies seit Inkrafttreten
des 1. StabG 2012 BGBI I2012122 nicht mehr möglich: Eine Privatstiftung kann daher in diesen Fällen

grundsätzlich nur mehr dann zur Steuerpflicht optieren, wenn das Miewerhältnis vor dem L. 9 . 2012 be'
gonnen hat. Nachträgliche Änderungen im Mietverhältnis (zB Vermieter- oder Mieterwechsel, Vertrags-

verlängerung) können bei der Privatstiftung zum Verlust der Vorsteuerabzugsberechtigung ftihren; bereits

abgezogene Vorsteuern (zB aus Errichtungs- oder Sanierungskosten) müssten berichtigt werden.
Von Peter Denk

31
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ocH 30. 1.2017,6 0b 251l16d
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Prof" Dr. Axel v. Werder, Berlin / Dipl.-Kffr. Jenny Bartz,
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Whistleblowing, zum Kompetenzprofi I des Aufsichtsrats, zur
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Unklarheiten. Er mündet in ein Plãdoyer für eine grundlegen-
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zu beachten
RA/FAArbR Dr. Klaus Neumann, München
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Sind Profitabilität und Verantwortung vereinbar?
Prof. Dr. Henning Zülch I Dr. Christian Kretzmann, beide
Leipzig
Die Annahme eines Zielkonfl ikts zwischen unternehmerischer
Gewinnmaximierung und gesellschaftlichem Engagement
war eine wesentliche Grundvoraussetzung für frühe wissen-
schaftliche Diskurse über die gesellschaftliche Verantwortung
von Unternehmen. Ausgehend von dieser Prämisse zeigt der
Beitrag, dass Spenden und Sponsoring weiterhin eine bedeu-
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28.02.2006 ersetzt. Die Ânderungen durch die Neufassung
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StB André Arjes I RAlStB Frauke Foddanu, beide Hamburg
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gilt insb. seit der Einführung von 5 27 Abs. 8 KStG durch das

SEStEG. Mit zwei Urteilen vom 13.07.2016 bestätigte der BFH

seine bisherige Rspr. und stufte darüber hinaus die Norm des

5 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 ESIG i.V.m. S 27 Abs. 1 und B KStG in sei-

ner derzeitigen Form als verfassungs- und europarechtswidrig
ein. Die Urteile werden analysiert und die Auswirkungen für
die Praxis dargestellt.
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BMF, Sehreiben vom 21.03.2017

D81233040

Abgabenordnung
Anwendung von BMF-Schreiben
BMF, Schreiben vom 21.03.2017
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Mitbestimmungsrecht
Mitwirkungspfl ichten der Aufsichtsratsmitglieder
der Arbeitnehmer bei Restrukturierungsmaßnahmen
Prof. Dr. Dr. h"c. Manfred Löwisch, Freiburg
Restrukturierungsmaßnahmen gehören zu den zentralen Auf-
gaben der Unternehmensführung, in deren Beratung und Ent-

scheidung der Aufsichtsrat einzubinden ist. Das impliziert die
Mitwirkung auch der Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat
an solchen Maßnahmen, die dabei wegen deren Auswirkun-
gen aufdie Arbeitnehmer besonders gefordertsind. lhren sich

aus den gesetzlichen Vorschriften ergebenden Mitwirkungs-
pflichten geht der folgende Beitrag nach.
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Unternehmensbewertung
Angemessene Abfindung nach Squeeze out: Zur An-
passung der Marktrisikoprämie nach der Finanzkrise
Richter am OIG Dr. Arndt Rölike, ËrankfurtlM.
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Gesellschafterversammlung: Keíne Einberufungsbe-
fugnis des abberufenen GmbH-Geschäftsführers
RAin Dr, Luise Hauschild, RA Dr. Nefail Berjasevic
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den Vorschlägen zweier Gewerkschaften
OLG Stuttgart, Beschluss vom24"A2.2017 - 20 W 8/16
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BGH, Urteilvom 25.10.2016 - XIZR387l15
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BGH, Beschluss vom 02"03.2017 -IXZB 7Alß
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Arbeitnehmerüberlassung

Überblick zum Einsatz von Lei

der AÜG-Reform
RA Mattis Aszmons I RAin Eva Homborg / Moritz Gerum,

alle Hamburg
Die AÜG-Reform tr¡tt zum 01.04.2017 in Kraft und wird nicht
unerhebliche Änderungen für den Einsatz von Leiharbeit-
nehmern mit sich bringen. lnsb. die neuen Regelungen zur
Höchstüberlassungsdauer sowie weiterer Kriterien, die bei der
Gestaltung von Verträgen zum Einsatz von Leiharbeitnehmern
zu beachten sind, stellen ver- und entleihende Unternehmen
vor neue Herausforderungen, die überwiegend im Schrifttum
bereits diskutiert und dargestellt sind. Neben den prominen-
ten ,,Konsequenzen" warten jedoch weitere Herausforde-
rungen auf Unternehmen, die beachtet werden sollten, um
möglicherweise irreversible Konsequenzen wie die Pflicht zur
paritätischen Mitbestimmung zu vermeiden. Der Beitrag soll
einen Überblick über die bereits bekannten und unbekann-
ten Auswirkungen der AÜG-Reform auf das lndividual- und
Kollektivarbeitsrecht geben und Unternehmen Lösungsmög-
lichkeiten an die Hand geben, um den Umgang mit der neuen
Gesetzeslage zu erleichtern.
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Textform und fehlende Verhandlungsbereitschaft
des Betriebsrats im Konsultationsverfahren bei
Massenentlassungen
RAinlFAinArbR Dr" Alexa Paehler, LL.M., Düsseldorf
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Betriebsverfassu n gsrecht

Offensichtliche Unzuständigkeit der Einigungsstelle:
Zur Darlegungs- und Beweislast des Betriebsrats für
die behauptete Betriebsänderung
RA/FAArbR Tobias Grambow, Berlin
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Umkleidezeiten als Arbeitszeit
BAG, Urteil vom f 3.12.2016-9 AZR574115
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IFRS/Rechnungsleg ung

Berücksichtigung des Tax Amortization Benefit beim
Erwerb immaterieller Vermögenswerte nach IFRS 3

Prof. Dr. Klaus Ruhnke / Dipl.-Kfm. Max Müller /
Francesca ldà, alle Berlin
Die Frage nach der Berücksichtigung eines abschreibungs-
bedingten Steuervortêils (Tax Amortization Benefit (TAB))

stellt s¡ch beim Erwerb immaterieller Vermögenswerte bei
Unternehmenszusammenschlüssen. Aufgrund bestehender
Ermessensspielräume handelt es sich hier um einen interes-
santen abschlusspolitischen Aktionsparameter. ln dem Beitrag
erfolgt eine Darstellung des lnformationsgehalts eines TAB
sowie eine Diskussion der Frage, ob die Behandlung des TAB
eine Regelungslücke darstellt.

KOR1218462

I FRS/Rech nungsleg u ng
Auswirkungen des IFRS 16 ,,Leases" auf die Konsum-
güterindustrie und den Handel
WP/StBICPA Dr. Rüdiger Loitz, Düsseldorf
ln seiner Effect Analysis zu IFRS 16 zeigt das IASB, dass Unter-
nehmen aus dem Handel und der Konsumgüterindustrie mit
am stärksten unter den untersuchten Unternehmen vertreten
sind, die die bisher mögliche Off-Balance-Behandlung von
Operating Leases nutzen. Ursächlich hierfür sind vor allem
neue Geschäftsmodelle des Handels, die durch ihre Flexibilität
Leasingverträge erfordern. ln dem Beitrag erfolgt eine bran-
chenbezogene Würdigung der neuen Leasingbilanzierung
und eine Analyse der Auswirkungen anhand ausgewählter
Geschäftsmodelle.
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Praxis und Determinanten der novellierten Quartals-
berichterstattung im DAX, MDAX, SDAX und TecDAX
Dr, Lasse Tausch-Nebel, Hamburg / StB Prof. Dr. Stefan
C. Weber, Wedel / Stephan Vaagt, 8.5c., Göttingen
Mit dem Gesetz zur Umsetzung der Transparenzrichtlinie-
Änderungsrichtlinie vom 20.1i.2015 und der parallel hier-
zu ergangenen Änderungssatzung zur Börsenordnung der
Frankfurter Wertpapierbörse wurde für Unternehmen im
Prime Standard ein faktisches Wahlrecht zwischen dem
ursprünglichen Quartalsfinanzbericht und einer neu einge-
führten Quartalsmitteilung geschaffen. Gegenstand des vor-
liegenden Beitrags ist eine empirische Untersuchung zu den
Auswirkungen der neuen Rechtslage auf die Quartalsbericht-
erstattung der zum 15.07.2016 im DAX160 (DAX, MDAX, SDAX

und TecDAX) gelisteten Unternehmen. Untersuchungsobjek-
te bilden dabei die Quartalsberichte des ersten Quartals des
Geschäftsjahrs 2016. lm Fokus der Analyse stehen zum einen
die aktuelle Berichtspraxis und zum anderen der Einfluss aus-
gewählter Unternehmenscharakteristiken auf die Wahl der
Quartalsberichterstattung.
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Aktienrückkäufe und Dividenden - Ein Vergleich
zwischen Deutschland und den USA

Prof. Dr. Manfred Kühnberger / Maximilian Richter, M.4.,
beide Berlin
Aktienrückkäufe und Dividenden weisen ökonom¡sch Ähnl¡ch-
keiten auf. Die Anwendung beider lnstrumente unterscheidet
sich zwischen Deutschland und den USA jedoch fundamen-
tal. ln dem Beitrag werden Motive für diese unterschiedliche
Behandlung herausgearbeitet und diskutiert.
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FATTSTUDIE
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Anwendungs- und Auslegungsfragen zu IFRS 15 am
Beispiel derTelekommunikationsbranche (Teil 1)

Michael Brücks I Heiko Ehrcke, beide Bonn / WP Andreas
Grote, Eschborn / WP/SIB/CPA Prof. Dr. Jochen Pilhofer,

Saarbrücken
lm Rahmen der Erstanwendung von lFRS 15 werden in der Pra-
xis vielfältige Anwendungs- und Auslegungsfragen auftreten.
ln zwei Teilen werden exemplarisch sieben typische Fallbei-
spiele aus der Telekommunikationsbranche beleuchtet, die
in Abhängigkeit der spezifischen Fakten und Umstände im
jeweils zu beurteilenden 5achverhalt mit erheblichen Ermes-
sens- und lnterpretationsspielräumen verbunden sein kön-
nen, lm ersten Teil der Fallstudie stehen die Anwendung des
Portfolio Approach, die Berücksichtigung von Finanzierungs-
komponenten und Prinzipal-Agent-Transaktionen im Fokus.
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